
Medienpolitiker Stoiber: Alleinherrschaft zugestanden
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Gefährdete
Vielfalt
Die neue Medienpolitik zugunsten
der großen TV-Konzerne stößt auf
Widerstand. Vielen SPD-Politikern
gehen die Pläne zu weit.

rivatfernsehen – das ist Masse
vergnügen bei „TraumhochzeiP und „Glücksrad“, ist der Flitte

des „Arabella-Model-Wettbewerbs
und der ehrbarePlausch derDirne:
„Domenica – Auf einWort.“

Privatfernsehen – das istaber auch
die TV-Monographie für Minderheite
über Pferde, Diamanten oderZeppeli-
ne, ist das nachdenkliche Grundsa
gespräch mit Lord Dahrendorf ode
Gräfin Dönhoff im „Zeit TV Maga-
zin“, ist das 100-Minuten-Kaleidosko
aus 350 JahrenOper von Monteverdi
bis Ligeti.

Der Regisseur und Fernsehprod
zent AlexanderKluge rechnet die ge
diegeneVielfalt in den Winkeln, losge-
löst von Quatsch und Quoten der
Prime Time, zum „Artenreichtum“ de
Programme. Hier, amRande dergro-
ßen Sehsucht, sieht Klugefruchtbare
Bildschirm-Biotope, ausdenen frische
Ideen und neue Talentehervorsprie-
ßen. Es sei denn, soKluge, „Magazine
wie ,Stern TV‘ oder ,SPIEGEL TV‘
verschaffen demProgramm vonvorn-
herein einscharfzahnigesImage“.
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Die Artenvielfalt ist, aus Kluges
Sicht, gefährdet. Sie würde denVor-
stellungen der Politiker von einer
„formierten Öffentlichkeit“ geopfert,
glaubt der Kultur-Professor, wenn d
jüngsten Medienpläne vonUnion und
SPD wahr werden.Kluge wäre selbs
betroffen, seine Münchner Produkti-
onsfirma dctp* trägt zur störrische
Andersartigkeit der kleinenAnbieter
nach Kräften bei.

Auf der Medientagung derMinister-
präsidenten in BadNeuenahr wurde
Mitte Oktober dengroßen Medienkon
zernen überraschend die bisher ver
tene Alleinherrschaft überjeweils ein
Programm zugestanden (SPIEGEL
43/1995). „Eine hundertprozentige g
sellschaftsrechtliche Beteiligungsoll
möglich sein“, heißt es im Ergebnis
Papier der rheinland-pfälzischen
Staatskanzlei.

Nun aberformiert sich, nach der er
sten Verblüffung, heftiger Widerstand
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gegen dieneueFreiheit auf dem Fern
sehmarkt. Diemedienpolitische Kom
mission der SPD legte für den – a
diesem Dienstag beginnenden – Par
tag in Mannheim einen Leitantrag vo
in dem vor „massiven ökonomischen
und publizistischenKonzentrationser
scheinungen im privatwirtschaftliche
Medienbereich“ gewarnt wird.

Die Kritiker wollen auch in Zukunft
in jedem größeren oder konzernbe-
herrschten TV-Kanal ein „Fensterpr
gramm“ beibehalten. So werden d
Sendungen der Kleineren genan
weil sie, mit eigenständigen Lizenze
ausgestattet, ihre Kultur- undMagazin-
sendungen wie Fenster in dieVollpro-
gramme der Medienkonzerneeinklin-
ken, etwa in Sat 1, RTL und Vox.

Die eigenständigen Klein-Lizenze
fürchtet Kluge, würden nach derneuen
Regelung auf den Status von „Zubrin-
gerdiensten“ für weisungsberechtig
Programmzentralen herabgedrückt.

Solche Fenster hält der nordrhein
westfälische Wirtschaftsminister Wolf-
gang Clement aberauch künftig noch
für möglich. Der SPD-Politiker gilt,
zusammen mit Bayerns Ministerprä
dent EdmundStoiber (CSU), als Mo
tor der Medienwende.

Die beiden wollen, nach eigen
Einschätzung, derneuen Medienwelt
Rechnung tragen. Künftig werden,
dank digitaler Technik, Hunderte von
Programmen zu empfangensein. Diese
Entwicklung war in den alten Medien
gesetzen nicht vorgesehen. Die La
despolitiker wollen mehr: In Zukunft
sollen auf demMedienmarkt diebishe-
rigen Beschränkungen weitgehend be
seitigt werden,soll mehr Freiheit herr-
schen.

Oder das, was die Mediengigante
unter Freiheit verstehen. Siewollen
Herr im eigenenHausesein, Herr ih-

* Development Company for Television Pro-
grams.
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rer Sendefrequenz, denn die ist das
gentliche Kapital einesSenders. Die
Reichweite überAntenne, derPlatz im
Kabel entscheidet weitgehend über d
Erfolg – oder zumindest die Chance e
nes Senders auf Erfolg.

Deshalb darf nach dem derzeit no
gültigen Staatsvertrag keinUnterneh-
men 50 Prozent oder mehr aneinem
Fernsehprogramm besitzen. Anteile
zwei weiteren Programmen sind
nur erlaubt, wenn siejeweils unter 25
Prozentliegen. Mit diesen Bestimmun
gen haben die Bundesländer eine
Balance geschaffen: Injedem Sende
müssen mehrere Gesellschafter in
Anbietergemeinschaften kooperier
(sieheGrafik).
Medienpolitiker Clement
Motor der Wende
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Damit war den Warnungen desBun-
desverfassungsgerichts vor „Tendenzen
zur Konzentration“ und dem „Entste
hen vorherrschender Meinungsmac
Genüge getan. Doch „dieKonzentrati-
onskontrolle soll nun geschleift wer-
den“, bemängelt der frühere hessische
Staatskanzleichef und jetzigedctp-An-
walt Paul Leo Giani (SPD).

Erhöht eine Medienfirma wie Ber
telsmann oder die MünchnerKirch-
Gruppe künftig ihr Paket bei einem
Sender auf 100 Prozent,soll sie sich,
so das Ergebnis von BadNeuenahr
mit 50 Prozent bei einemzweiten Pro-
gramm und bis zu 25 Prozent beiwei-
teren Stationen beteiligen dürfen. Als
letzte Konzentrationsschrankegilt ein
119DER SPIEGEL 46/1995
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„Banal wie in Amerika“
Interview mit NDR-Intendant Jobst Plog über drohende Fernseh-Monopole
i-

Sie

is,

-

r-
SPIEGEL: Der SPD-Politiker Wolfgang
Clement hat zusammen mit Bayerns M
nisterpräsidentEdmundStoiber (CSU)
die Bundesländer aufeinen neuen Me-
dienkurs eingeschworen. Was halten
davon?
Plog: Zu diesem Verhandlungsergebn
wenn esdenneines sein sollte,kann man
HerrnStoiber nurbeglückwünschen. Mit
welcher seiner Positionen hat ersich ei-
gentlich nichtdurchgesetzt? DieSozial-
ARD-Manager Plog: „Die Strategie heißt Schwachsparen“
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demokraten, dieimmerhin in 14 von 16
Ländern in derRegierung sitzen,hatten
mit allerlei Forderungenaufgerüstet –
doch amEndeerreichten sienur, was das
Bundesverfassungsgerichtohnehin seit
Jahren garantiert. Entweder diewollten
nichtsherausholen, oder sie könnennicht
verhandeln.
SPIEGEL: Werdensich dieGewichte im
Medienmarkt nun entscheidendver-
schieben?
Plog: Eine reine Standort-Allianzzwi-
schen den LändernNordrhein-Westfalen
und Bayernwill vor allem eines: Wachs
tum der Kommerziellen zu Lasten der Ö
fentlich-Rechtlichen. Die kommerzie
len Konzerne, dieschon groß sind, dürfe
noch größer werden. Man mußkonkreter
hinsehen,welchen Interessen die Me
dienwende dient – und dassind die von
Leo Kirch in München und von Bertels
mann im westfälischen Gütersloh. Die
beidensinderhebliche Wirtschaftsfakto
ren, die massiv Geld in die Standorte
pumpen.
SPIEGEL: Warum soll nicht auch im
Mediengewerbe Marktwirtschaft her
schen?
Plog: Die große Frage ist, wieunabhängig
auf Daueröffentliche Meinungsbildung
möglich ist. Die MedienhäuserBertels-
mann undKirch, wenn siedenneinmal
den Markt untersich aufgeteilt haben,
sindkeinGarant fürPluralität, noch nich
einmal für Informationsprogramme.
SPIEGEL: Neue Satelliten fürs digitale
Fernsehen könnenHunderte vonPro-
grammen ausstrahlen. Da fällt esschwer,
Monopole zu entdecken.
Plog: Frequenzvielfalt heißtnicht Viel-
falt im Programm. Wenn künftig Kom-
merzielle derzeit solidar-finanziertePro-
grammware von ARD und ZDFindivi-
duell anbieten, dann nur gegenbesonde-
re Bezahlung.Dann verschwänden at-
traktive Informationsmagazine, Spo
sendungen undSpielfilme im Pay-TV.
Und die freiempfangbarenHauptketten
wie RTL und Sat 1 strahlten mittelmäßige
Sendungen aus. Wir bekämen amerika
scheVerhältnisse.
SPIEGEL: GeradeUS-Giganten wie Time
Warner, Disney oder Viacom drängen
auf den deutschenMarkt. Müssen die
heimischenUnternehmennicht ein we-
Marktanteil von 30 Prozent,gemessen
an der Zuschauerquote.

In dieser politischenKehrtwende se
hen Kritiker wie der NDR-Intendant
JobstPlog „eine reine Standort-Allian
zwischen den Ländern Nordrhein-
Westfalen und Bayern“ – in NRW is
der Medienmulti Bertelsmannn,
Bayern die Kirch-Gruppe zuHause.
Plog: „Die beiden sind erhebliche
Wirtschaftsfaktoren, diemassiv Geld
in die Standorte pumpen“ (siehe Inter-
view).

Besonders umstritten ist die i
Mainzer Ergebnis-Papier festgehalte
30-Prozent-Grenze für dieMarktmacht
der Konzerne. DieSPD-Kommission
Medienpolitik reduzierte im Leitantra
für Mannheim die Marktanteilsbegre
zung auf 25Prozent.

Die fünf ProzentDifferenz zum Pa
pier von Bad Neuenahr würdenviel
bewirken. Denn die öffentlich-rechtli-
chen TV-Anstalten halten im ganze
etwa 40 Prozent amFernsehmarkt
Von den restlichen 60Prozent würde
also, nach Adam Riese, ein 30-Pro-
zent-Wettbewerber die Hälfte des pri-
vaten Marktanteils erreichen.Skepti-
ker bei SPD und den Grünen halt
die Marge fürviel zu hoch.

Da der jeweilsandere Großkonkur
rent alles daransetzen würde, umnach-
zuziehen, entstünde eine Art brüde
lich geteiltesMonopol, sagt Giani vor-
aus. Er spricht von der „gesetzliche
Erlaubnis einesDuopols“.

Den gewichtigstenEinwand erheb
Ernst Benda (CDU), früher Präsident
des Bundesverfassungsgerichts. D
Karlsruher Richter hätten1986 in ei-
nem Urteil zum Privatfernsehen g
fordert, erinnert Benda, jetzt Vorsit-
zender der Medienanstalt Berlin-Bra
denburg, den „Tendenzen zur Ko
zentration rechtzeitig und so wirk
sam wie möglich entgegenzutreten
zumal Fehlentwicklungen gerade
insoweit schwer rückgängig zu machen
sind“.

Ausgerechnet der Kern der künftig
vorgesehenen Konzentrationskontrol
die Marktanteilsbegrenzung, seiaber
in der laufendenDebatte bereits ver-
fassungsrechtlich in Zweifel gezog
worden, so Benda. DerRiegel könnte
sich leicht als unwirksam erweisen.
Schließlich sei esproblematisch, „wirt-
schaftlichen Erfolg zubestrafen“, er-
läutert derStaatsrechtler.

Bendasibyllinisch: „Ich sehe die Re
gelungnoch lange nicht.“

Doch unverdrossen kämpfen die M
dienmultis aus NRW undBayern mit
Hilfe ihrer politischen Büchsenspanne
für das Monopolmodell – so, als sei
die Frequenzen denKirchs und Ber-
telsmännern qua Erstgeburtsrecht i
die Wiege des Kommerzfernsehens
legt worden.


